

  

    

      

    

  




  Originalausgabe




  ISBN 978-3-9817650-1-4




  Copyright 2015 Meusch Verlag




  Alle Rechte vorbehalten. Druck oder die Verwendung in anderen Medien, auch auszugsweise, nur mit schriftlicher Genehmigung des Verlags




  Lektorat und Layout: Janina Jentz, www.wortwerke.net Titelfoto: fotolia




  E-Book Distribution: XinXii


  www.xinxii.com


  [image: logo_xinxii]





  




   




   




   




   




   




  Sozialpolitik im Herbst des Kapitalismus




  Wie wir in Zeiten des Wohlstands unsere Zukunft verspielen




  Andreas Meusch




  Vorwort




  „Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer Hilfen gestalten.“ Dies ist der allererste Satz im allerersten Sozialgesetzbuch der Bundesrepublik Deutschland. Das ist schön formuliert, sollte aber ergänzt werden: Langfristig ist Wirtschaftswachstum die zwingende Voraussetzung für die Realisierung der nachfolgend formulierten Leistungsansprüche. Dieser Satz findet sich aber in keinem der aktuell zwölf Sozialgesetzbücher und auch sonst in keinem deutschen Gesetz. Es gibt aber keinen Satz, der so konsequent beachtet wird: „Der Sozialstaat wächst schneller als die Wirtschaft“.1 Was würde es für den Sozialstaat bedeuten, wenn es kein Wirtschaftswachstum mehr gibt? Diese Frage ist eines der großen Tabus in Deutschland.




  Denn der deutsche Sozialstaat hängt vom Wirtschaftswachstum ab wie der Fixer von der Droge. Ohne die Perspektive auf Wirtschaftswachstum wird unser Sozialsystem kollabieren. Dieser Essay ist deshalb als Band zwei einer dreiteiligen Reihe konzipiert, die sich mit dem Herbst des Kapitalismus auseinandersetzt. In den Köpfen von immer mehr Menschen verliert der Kapitalismus seine Problemlösungskompetenz, wird als Teil des Problems und nicht als Teil der Lösung empfunden. Gleichzeitig Verdämmern die straken Narrative des Kapitalismus als Chance in den Köpfen der Menschen und werden schleichend durch solche ersetzt, die Wahrnehmung des Kapitalismus als Problem verstärken2. Die vorliegende Essaysammlung will zeigen, dass die Sozialpolitik gleichzeitig so tut, als ob die Erfolgsgeschichte des Wirtschaftswachstums durch Kapitalismus quasi den Rang eines Naturgesetzes habe.




  Der deutsche Sozialstaat baut auf diese Lebenslüge: „Sozialpolitik im Sommer 2015 gleicht einem Wünsch-dir-was Konzert. … Die rosige Konjunktur flutet das Gesundheitssystem mit Geld.“3 Was die Sozialpolitik im Sommer 2015 darbietet, ist eine Farce, ganz wie es Karl Marx beschrieben hat: „Hegel bemerkte irgendwo, dass alle großen weltgeschichtlichen Tatsachen und Personen sich sozusagen zweimal ereignen. Er hat vergessen hinzuzufügen: das eine Mal als Tragödie, das andere Mal als Farce.“4




  Schlimmer noch –die deutsche Sozialpolitik leidet geradezu an einem pathologischen Wiederholungszwang, der aus den Fehlern der Vergangenheit nichts lernen will:




  

    

      – Die Regierung Brandt hat als erste sozialpolitische Maßnahmen 1969 die Sparaktivitäten der Großen Koalition zurückgenommen und weitere Wohltaten verteilt. Als 1973 die Konjunktur einbrach, mussten zwei Bundeskanzler (Helmut Schmidt und Helmut Kohl) umso tiefer ins soziale Netz einschneiden und die Wohltaten zum Teil wieder einsammeln.

    




    

      – Auch die Regierung Schröder begann ihre Amtszeit damit, die Konsolidierungsmaßnahmen der Vorgängerregierung teilweise zurückzunehmen. Das verstärkte den Druck im Rahmen der Agenda 2010 das Ruder wieder herumzureißen und noch unpopulärere Maßnahmen, wie die Rente mit 67, zu beschließen – die inzwischen wieder modifiziert ist.

    


  




  Und nun betreibt die Große Koalition erneut eine Sozialpolitik, die so tut, als sei die gute Konjunktur ein Naturgesetz. Durfte man Anfang der 1970er Jahre noch auf John Maynard Keynes und seine Nachfragesteuerung setzen, so kann dies im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts nur noch als naiv bewertet werden: „Es ist eine Politik, die kein Morgen kennt.“5




  Die Gesetzesmaschinerie läuft aber auf Hochtouren und produziert viele Paragraphen und immer mehr Bürokratie6. „Der deutsche Sozialstaat ... scheint noch heute nicht daran interessiert, ein angemessenes Bild seiner selbst zu gewinnen“7, stellt Professor Franz-Xaver Kaufmann, einer seiner besten Kenner, resigniert fest. Oder, um es mit Mark Twain zu sagen: „Nachdem wir das Ziel endgültig aus den Augen verloren hatten, verdoppelten wir unsere Anstrengungen.“




  Die zentrale These des Buches: Die deutsche Politik tut sich noch immer schwer, Antworten auf Herausforderungen zu finden, deren Wurzeln jetzt fast 40 Jahre zurückliegen. Wir befinden uns seit Mitte der 1970er Jahre in einer Übergangszeit, in der immer deutlicher wird, dass sich die Zukunft mit alten Fragen und schon gar nicht mit alten Antworten nicht gestalten lässt. Worin besteht das Neue dieser Sattelzeit?8 Warum ist dieser Einschnitt relevanter als das Epochenjahr 1989 mit dem Fall der Mauer? Wie wird Sozialpolitik in dieser Phase aktionistischen Stillstands praktisch gestaltet? Die acht hier gesammelten Essays wollen zur Reflexion über die Sozialpolitik Deutschlands im Herbst des Kapitalismus anregen.




  Der titelgebende Leitessay wird ergänzt durch bereits erschienene Beiträge, die zum Teil unverändert übernommen wurden.9 Der Autor ist überzeugt, dass dies ihre Relevanz als Orientierungshilfen für aktuelle sozialpolitische Fragestellungen nicht schmälert.




  Der Essay ist in Zeiten des Übergangs die adäquate Form der Annäherung an die vielfältigen Facetten der Veränderung. Er ist sich der Unzulänglichkeit der eigenen Fragen und Antworten bewusst und will die Leser zum Nach- und Weiterdenken auffordern.




  Hamburg, im Oktober 2015




  ‌‌Sozialpolitik im Herbst des Kapitalismus




  Braucht die Sozialpolitik einen Ruck?




  Am 11. September 2014 wurde dem 60-jährigen Bestehen des Bundessozialgerichts in einem Festakt am Sitz des Gerichtes in Kassel gedacht. Bundespräsident Gauck hielt die Festrede. Aus diesem Anlass wurde auch eine Festschrift herausgegeben.10 Es ist ein „Ruck-Buch“ so wie der ehemalige Bundespräsident Herzog eine „Ruck-Rede“ gehalten hat11. Dieser Anstoß verdient es, aufgenommen zu werden.




  Es stehe eine „Runderneuerung unseres Sozialmodells“ an12. Der „Krisenreigen“ der Finanzmarkt-, Staatsschulden- und Eurokrise erzwingt, „auch über die Reformtrends im Sozialstaat neu“ nachzudenken13. „Wir scheinen uns in einer Wende- oder Übergangszeit zu befinden, in einem Abschnitt, wo sich ‚nicht mehr‘ und ‚noch nicht‘ treffen.“14 Die Zitate finden sich in der „Denkschrift“, die auch „Festschrift“ heißen könnte, es aber nicht tut. Die Autoren wollen bewusst 60 Jahre Bundessozialgericht nicht feiern, sondern einen Denkanstoß geben.




  Die Empirie in Deutschland scheint dem zu widersprechen, die Realität des Jahres 2015 ist sozialpolitisch geprägt von einer Expansion sozialpolitischer Wohltaten in der Pflegeversicherung, der Rente und auch in der Gesundheitspolitik. Allein im ersten Halbjahr 2015 sind elf gesundheitspolitisch relevante Reformgesetze verabschiedet worden, keines mit Kostendämpfungszielen. Die wichtigsten davon zu Krankenhäuser, Pflege, Prävention und das Versorgungsstärkung haben Mehrkosten in Milliardenhöhe zur Folge. Wollte Leibfried mit dieser Sicht der Dinge der amtierenden Bundesregierung Mahnendes mit auf dem Weg geben? Ich würde es mir zumindest so wünschen.




  Die Herausgeber und Autoren konzentrieren sich auf eine Anamnese der Geschichte und Diagnose der Gegenwart des Sozialstaates. Sie halten sich mit einer Prognose für Künftigen zurück. Dies wird also noch zu leisten sein. Natürlich wird mit der Diagnose der Weg zu Prognose und Therapie gebahnt. Bevor wir uns ihnen zuwenden können, stellt sich die Frage, ob die Diagnose stimmt.




  Es wird in der Denkschrift sehr viel Richtiges und Wichtiges gesagt über die Brüchigkeit der Normalarbeitsverhältnisse und der Familie als Lebensmodell. Man spürt, wie die Herausgeber darunter leiden, dass der Sozialstaat eher auf Kompensation statt auf „systematische Integration von Bildung und Fortbildung setzt“ und wie sie einen Wissenschaftsbetrieb herbeisehnen, der „Neugier“-Kapazitäten vorhält. Das sind wichtige Akzente, die gesetzt werden, entscheidend ist aber, wo der Autor des Grundsatzbeitrags zum Wohlfahrtsstaat, der Bremer Professor für Institutionen und Geschichte des Sozialstaates, Stephan Leibfried, eine Zeitenwende setzt: 2008 mit dem „Krisenreigen“. Zunächst einmal bedeutet dies, dass in seiner Analyse die Phase der sozialpolitischen Bewältigung der deutschen Einheit vorbei ist oder zumindest völlig überlagert wird von den Folgen dieses Krisenreigens. Die Zukunft der Sozialpolitik wird bestimmt werden von dieser Systemkrise des Kapitalismus.




  Warum unser Sozialstaat den Kapitalismus braucht




  Für die OECD besteht keine Zweifel: „Ein höheres Volkseinkommen (gemessen am Pro-Kopf-BIP) wird generell mit einer höheren Lebenserwartung bei der Geburt assoziiert, obwohl der Zusammenhang bei höheren Einkommensniveaus weniger ausgeprägt ist“.15 Und auch das Scheitern der DDR macht diesen Zusammenhang deutlich: Die „Fürsorgediktatur“16 hat enorme Anstrengungen unternommen, ein vorbildliches Gesundheitswesen aufzubauen. Das Bemühen war ohne Zweifel groß. Obwohl der böse Kapitalismus die guten Polykliniken platt gemacht hat, gilt:




  

    

      – „Kurz nach der Wende lebten die Bürger in den neuen Bundesländern im Schnitt 2,5 Jahre weniger. Bei Frauen ist nach rund 20 Jahren kein großer Unterschied mehr zwischen Ost und West festzustellen und auch bei den Männern wird die Differenz geringer.“17

    




    

      – „Die Bevölkerung in Ostdeutschland holt bei der Lebenserwartung auf. Zwar liegt die mittlere Lebenserwartung in den neuen Bundesländern derzeit noch niedriger als in den alten Bundesländern. Doch holt die Bevölkerung in Ostdeutschland zügig auf: Zwischen 1990 und 2002/2004 stieg in den neuen Ländern (ohne Berlin-Ost) die Lebenserwartung der Frauen um 4,59 Jahre, die der Männer um 5,27 Jahre.“18

    


  




  Es kann also festgehalten werden, dass der Kapitalismus dem deutschen Sozialsystem gut tut, seine Krise somit auch perspektivisch zu einer Krise des Sozialstaates führen muss. 2008 als einen Epochenschnitt zu sehen, ist deshalb keine erfreuliche, wohl aber eine nicht unrealistische Perspektive für den Sozialstaat.




  Im angelsächsischen Welfarestate trifft das Auf und Ab der Wirtschaft die Sozialpolitik unmittelbarer als im deutschen Sozialstaat, der im Krisenjahr 2009 sogar einen wichtigen Beitrag geleistet hat, die Wirtschaft zu stabilisieren. Es ist aber ein fataler Irrtum anzunehmen, dass der Zusammenhang nicht besteht. Es lohnt deshalb ein Blick über den Kanal: Wurde das britische Gesundheitssystem, dem National Health Service (NHS), in der Ära Blair noch mit den sprudelnden Geldern der Londoner City modernisiert, müssen inzwischen die ambitionierten Qualitätsprogramme zusammengestrichen werden. „Gesundheitspolitische Beobachter gehen davon aus, dass bis zu 100.000 Stellen in der NHS-Verwaltung wegrationalisiert werden könnten. Inflationsbereinigt kommt die geplante Ausgabenentwicklung einer Senkung von zwischen vier und 4,5 Prozent jährlich gleich. Investitionen etwa in neue NHS-Gebäude werden bis 2015 laut Ministerium um 17 Prozent jährlich gekürzt“.19 Eine Sozialstaatsdebatte sollte sich dieses Zusammenhangs stets bewusst sein. „Mehr Kapitalismus wagen“ dies ist ein implizites Axiom der deutschen Sozialpolitik, auch von Akteuren, die nicht Fans von Friedrich Merz sind.




  Die Herausgeber der Denkschrift fordern uns dazu auf, auch über die normativen Grundlagen des Sozialstaates, den Common Sense nachzudenken. Bundespräsident Gauck formuliert es in seiner Festrede so: „Sozialpolitik wird nicht nur vom Geld, sondern auch vom gesellschaftlichen Klima bestimmt“.20




  Dafür sind auch die Politiker verantwortlich. Meinungsführerschaft über Fragen des gesellschaftlichen Klimas anzustreben, ist eine relevante Aufgabe von Parteien. Mit Blick auf die Sozialpolitik sollen hier zwei Aspekte angerissen werden:




  

    – Im Klimaschutz gibt es inzwischen Klimaziele. Was sind denn die „Klimaziele“ in der Sozialpolitik?

  




  Im Klimaschutz ist es gelungen, die Ziele so zu verdichten, dass sie nicht nur Tagesschau geeignet, sondern auch über twitter kommunizierbar sind (Reduzierung des Kohlenstoffdioxid-Ausstoßes, Verlangsamung der Erderwärmung). Um es wissenschaftlich zu formulieren: Es gibt ein Narrativ. Welches Narrativ, welche Narrative gibt es in der Sozialpolitik, die handlungsleitend sind?




  Um sich Antworten auf diese Frage zu nähern soll die sozialpolitische Großwetterlage in (West)deutschland untersucht werden. Diese lässt sich in vier lange Wellen einteilen:




   




  1. lange Welle: Ausbau des Sozialstaates (1949 bis 1974,




  2. lange Welle: Konsolidierung (1974 bis 1990),




  3. lange Welle: Sozialpolitik als Standortpolitik (1990 bis 2005),




  4. lange Welle: Appeasement der Bevölkerung (2005 bis heute).




   




  1. lange Welle: Ausbau des Sozialstaates (1949 bis 1974)




  In dieser Phase steigt die Sozialleistungsquote drastisch an, bis auf 33,7 Prozent im Jahr 1975. Die Leistungen haben sich aufgrund der hohen Wachstumsraten der Wirtschaft noch dynamischer entwickelt als die Steigerungsraten erkennen lassen. Der Ausbau der sozialen Marktwirtschaft zum Wohlfahrtsstaat wurde vor allem über den Anstieg der Erwerbseinkommen finanziert. Vom Anstieg der Nettowochenlöhne der Arbeiter auf das Dreifache zwischen 1950 und 1974 profitierte das Sozialsystem in vollem Umfang. Diese lange Wellt lässt sich in zwei Phasen unterteilen:




  Phase 1: Nachkrieg 1949 bis 1957: Klimabestimmend: Linderung der Not, Integration der Vertriebenen und Versorgung der Kriegsopfer. Ludwig Ehrhardts Vision vom „Wohlstand für alle“ war Gemeingut und Ansporn. Für die Sozialpolitik galt: „Der einzig erfolgreiche Programmbegriff der Nachkriegszeit wurde die Soziale Marktwirtschaft“21. Es ist die Zeit, in der wichtige Grundsatzentscheidungen getroffen werden, die sehr häufig an die Traditionen der Bismarckschen Sozialgesetzgebung und die Errungenschaften der Weimarer Republik anknüpften. Dazu gehörte auch die Anknüpfung an das Erwerbssystem und die „Wieder(Errichtung der) Träger, Einrichtungen und Instrumente“22. Es war nicht nur ein „Durcheinander“23, sondern auch eine Phase sozialpolitischer Innovationen, die bis heute wirksam sind und eine Inkubationszeit für sozialpolitische Tendenzen, die erst später wirksam werden sollten. Zu den Innovationen gehören zweifellos das Kindergeld und die Vermögensbildungspolitik.24 Mit der Debatte um Studienförderung für die Elite oder nach sozialen Gesichtspunkten und dem dazu in dem Honnefer Modell erzielten Kompromiss, wurden die Diskussionen um das spätere Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG25) grundgelegt26. Das Thema „zweiter Bildungsweg“ wurde Mitte der 1950er Jahre fester Programmbestandteil der bildungspolitischen Diskussion27 und die Problematik der Absicherung im Pflegefall wurde bereits 1957 in einem Grundsatzpapier „Sozialplan für Deutschland“ für den SPD-Bundesvorstand aufgegriffen28.
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